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Wien, 21. Oktober 2025 

Stellungnahme der IG Holzkraft zum Entwurf des Energieinfrastruktur-Zukunftsgesetz 

(Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungsgesetz – EABG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns für die Übermittlung des Begutachtungsentwurfs zum Energieinfrastruktur-

Zukunftsgesetz (Erneuerbaren-Ausbau-Beschleunigungsgesetz – EABG) und nehmen wie folgt dazu 

Stellung: 

1. Allgemeines 

1.1. Ziele und Ambition des Gesetzesvorhabens 

Die IG Holzkraft begrüßt die Vorlage des Begutachtungsentwurfs zum EABG und begrüßt die 

vorgesehenen Maßnahmen zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren. Dennoch möchten 

wir kritisch anmerken, dass der Gesetzesentwurf deutlich hinter den Erwartungen zurückbleibt. Die 

Ausgestaltung eines deutlich ambitionierten Gesetzes wäre möglich und wünschenswert gewesen.  

 

Als Ziele des EABG werden in § 4 unter anderem die Erreichung des Pariser 

Klimaschutzabkommens sowie des § 4 EAG genannt. Basierend auf den EAG-Zielen werden in der 

Konsequenz auch die Erzeugungsrichtwerte der Bundesländer in Anhang 3 festgelegt.  

Diese Zielsetzung ist wenig ambitioniert. Um eine tatsächliche Einhaltung des Pariser 

Klimaschutzabkommens sicherzustellen, wären deutlich höhere Zielsetzungen als jene des EAG 

anzusetzen. Die Zielsetzung des EABG sollte sich daher an der aktuellen Forschungslage zum 

notwendigen Erneuerbaren-Ausbau in Österreich orientieren.  

Es ist jedenfalls sicherzustellen, dass das Gesetz auch über den Zielpfad des EAG hinaus seine 

Wirksamkeit behält. In diesem Zusammenhang sind die Ziele und die damit verbundenen 

Erzeugungsrichtwerte regelmäßig zu evaluieren und gegebenenfalls an die aktuellen Bedingungen 

anzupassen. Ohne diese Maßnahme ist davon auszugehen, dass das vorliegende Gesetz nur eine 
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sehr geringfügige Beschleunigungswirkung auf den Ausbau der Erneuerbaren Energien in 

Österreich entwickeln wird. 

1.2. Berücksichtigung von Biomasse und Fernwärmeleitungen 

Der vorliegende Gesetzesentwurf schließt Energieerzeugungsanlagen auf Basis von Biomasse 

sowie Fernwärmeleitungsprojekte von der Vereinfachung der Genehmigungsverfahren aus. Beide 

Projektarten werden zwar als Vorhaben der Energiewende definiert, sind aber nicht in Anhang 1 als 

berechtigt für ein vereinfachtes Verfahren gelistet. Auch werden für Biomasseenergie keine 

Erzeugungsrichtwerte für die Bundesländer in Anhang 3 festgelegt. 

Dies ist eine sachlich nicht gerechtfertigte Benachteiligung der Energieerzeugung aus Biomasse 

sowie der nachhaltigen Fernwärme, die einer dringenden Korrektur bedarf. 

1.3. Einführung von Sanktionsmechanismen 

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht keine Möglichkeit zur Sanktion gegenüber den 

Bundesländern bei Verfehlung der Erzeugungsrichtwerte vor. § 52 Abs 2 legt fest: „Wenn die 

gemeinsame Zielsetzung bzw. die Zielwerte einzelner Bundesländer nicht erreicht werden, hat die 

Bundesregierung Maßnahmen zu setzen, die eine verpflichtende Erfüllung der 

Erzeugungsrichtwerte sicherstellen.“ 

Wie derartige Maßnahmen ausgestaltet sein können, wird nicht näher spezifiziert. Auch ist nicht 

eindeutig, ob es sich hierbei um Sanktionsmaßnahmen gegenüber den Bundesländern handeln 

kann. Ohne geeignete, vorab festgelegte Sanktionsmaßnahmen besteht jedoch die deutliche Gefahr 

der Zielverschleppung oder sogar der Zielverfehlung.  

Die Vorab-Festlegung von Sanktionsmaßnahmen gegenüber den Bundesländern ist daher zur 

Sicherstellung der Zielerreichung unerlässlich. Des Weiteren können durch finanzielle Sanktionen 

negative Auswirkungen etwaiger durch den Bund zu leistender Strafzahlungen abgemildert werden. 

1.4. Sachverständigengutachten im Genehmigungsverfahren 

Die praktische Erfahrung mit Genehmigungsverfahren zeigt, dass den Sachverständigengutachten 

besondere Relevanz im Verfahrensablauf zukommt. Die Auswahl geeigneter und entsprechend 

erfahrener Sachverständiger kann eine deutliche Beschleunigung eines Genehmigungsverfahrens 

bewirken. Lange Wartezeiten auf Sachverständigengutachten sind hingegen ein häufiger Grund für 

Verzögerungen im Genehmigungsprozess. 

Besonders Anlagen auf Basis von Biomasse sind häufig baugleich oder sehr ähnlich in ihrer 

technischen Konzeption. Bei Genehmigungsverfahren sind daher bevorzugt Sachverständige 

heranzuziehen, die bereits Erfahrung mit vergleichbaren Anlagen gesammelt haben. Dem 

Projektwerber ist hierbei ein Vorschlagsrecht einzuräumen. 

Zusätzlich würde die Einführung eines bundesländerübergreifenden Sachverständigenpools die 

Auswahl geeigneter Sachverständiger erleichtern und wesentlich zur Verfahrensbeschleunigung 

beitragen. 

Weiters muss es im Fall ungerechtfertigter Verzögerungen bei der Erstellung des 

Sachverständigengutachtens die Möglichkeit geben, den beauftragten Sachverständigen auf Antrag 

des Projektwerbers zu ersetzen. 
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2. Zu den Bestimmungen im Detail 

2.1. Ad § 16 Abs 2 – Nachforderungen von Projektunterlagen 

Die Nachforderung von Projektunterlagen birgt das Risiko der Verlangsamung des 

Genehmigungsverfahrens. Dies trifft vor allem zu, wenn die Nachforderung nicht eindeutig 

begründet und spezifiziert ist. Daher ist in § 16 Abs 2 vorzusehen, dass die Nachforderung von 

Projektunterlagen durch die Behörde zu begründen und mit einer möglichst genauen 

Konkretisierung der nachgeforderten Unterlagen zu versehen ist.  

 

§16 Abs 2 ist daher wie folgt zu ändern: Fehlen im Genehmigungsantrag bestimmte Angaben oder 

Unterlagen gemäß Abs. 1, so hat die Behörde dem Projektwerber gemäß § 13 Abs. 3 AVG 

unverzüglich, spätestens aber binnen 30 Tagen nach Antragstellung, die Ergänzung oder 

Verbesserung der Projektunterlagen aufzutragen. Die notwendigen Ergänzungen oder 

Verbesserungen der Projektunterlagen ist von der Behörde zu begründen. Ansonsten ist die 

Vollständigkeit der Projektunterlagen durch die Behörde zu bestätigen. Sofern sich erst im Zuge des 

Genehmigungsverfahrens ergibt, dass bestimmte Angaben oder Projektunterlagen fehlen, hat die 

Behörde dem Projektwerber unverzüglich die Verbesserung der Projektunterlagen aufzutragen und 

zu begründen. 

2.2. Ad § 19 – Sachverständigengutachten 

Ergänzend zu den Bestimmungen zu Sachverständigengutachten in § 19 sind Möglichkeiten zur 

Mitbestimmung des Sachverständigen durch den Projektwerber vorzusehen. Konkret bedarf es der 

Möglichkeit einer Vorauswahl sowie einer Änderung des Sachverständigen.  

Besonders Anlagen auf Basis von Biomasse sind häufig baugleich oder sehr ähnlich in ihrer 

technischen Konzeption. Zur Beschleunigung von Projekten empfiehlt es sich daher 

Sachverständige heranzuziehen, welche bereits an der Genehmigung einer vergleichbaren Anlage 

beteiligt waren. Hierbei sollte den Projektwerbern ein entsprechendes Vorschlagsrecht eingeräumt 

werden.  

 

§19 Abs 1 und 3 sind daher wie folgt zu ändern: 

§ 19 (1): […] Sofern sich im Laufe des Verfahrens herausstellt, dass noch zusätzliche 

Sachverständigengutachten notwendig sind, hat die Behörde die Sachverständigengutachten 

unverzüglich zu beauftragen. Bei der Auswahl der Sachverständigen sind nach Möglichkeit 

Sachverständige heranzuziehen, die bereits Erfahrung mit ähnlichen Anlagen vorweisen können. 

Der Projektwerber kann der Behörde entsprechende Sachverständigen zur Beauftragung 

vorschlagen. 

 

§ 19 (3): […] Es können auch fachlich einschlägige Anstalten, Institute oder Unternehmen als 

Sachverständige bestellt werden. Bei der Auswahl der Sachverständigen sind nach Möglichkeit 

Sachverständige heranzuziehen, die bereits Erfahrung mit ähnlichen Anlagen vorweisen können. 

Der Projektwerber kann der Behörde entsprechende Sachverständigen zur Beauftragung 

vorschlagen. 

 

2.1. Ad § 52 Abs 2 – Berichtspflichten der Bundesländer  

§ 52 Abs 2 sieht nur geringe Berichtspflichten für die Bundesländer über die Erreichung der 

Erzeugungsrichtwerte vor. Diese minimalen Berichtspflichten bergen das Risiko der 
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Zielverschleppung (siehe Kap.1.3). Die Einführung einer jährlichen Berichtspflicht ist daher dringend 

angeraten. 

 

§ 52 Abs 2 ist daher wie folgt zu ändern: Die Landesregierungen haben, innerhalb von drei Monaten, 

nachdem die für die Beurteilung der Zielerreichung notwendigen Daten für das Jahr 2030 vorliegen, 

einen Endbericht über die Erreichung der Erzeugungsrichtwerte zu erstellen. Außerdem haben die 

Landesregierungen bis spätestens 12 Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und in der Folge 

jährlich bis zum Ende des Jahres 2028 einen Fortschrittsbericht zu erstellen. Ab 2028 6 Monate 

nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und in der Folge jährlich ist eine Zukunftsplanung vorzulegen, 

die darstellt mit welchen Erzeugungstechnologien unter Maßgabe der Effizienz die Zielerreichung 

sichergestellt wird. Dabei muss sich der noch keiner Technologie zugeordnete Zielwert ab 2028 mit 

den jeweiligen Folgeberichten schrittweise reduzieren. […] 

2.1. Ad Anhang 1 – Vereinfachtes Verfahren für Anlagen auf Basis von Biomasse 

Wie bereits in Kap. 1.1 ausgeführt sind Anlagen auf Basis von Biomasse in Anhang 1 als für ein 

vereinfachtes Verfahren berechtigt zu ergänzen und entsprechende Kriterien für ein derartiges 

Verfahren zu erarbeiten. 

2.2. Ad Anhang 3 – Erzeugungsrichtwerte für Biomasse   

Die Energieerzeugung aus Biomasse ist in den Erzeugungsrichtwerten zu berücksichtigen (siehe 

Kap 1.1). Entsprechende Mindest-Erzeugungsrichtwerte sind in Anhang 3 zu ergänzen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Ing. Mag. Hans-Christian Kirchmeier, MTD, MBA 

Vorsitzender des Vorstands 

 

 

 

 


